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Der 5° Senat des Bundessozialéerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 26° Mai 4970 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r und
Bundesrichter Schroeder—Printzen,

Bundessozialrichter Dro S c h u p p und

Bundessozialrichter Z 0 l 1 e n k o p f
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für Recht erkannt:

Die Revisionen des Klägers und der beigeladenen All—

gemeinen Ortskrankenkasse gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 480 Mai 4967
werden zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander keine Kosten des Revi—

sionsverfahrens zu erstatteno

___—__ ‚...,—‚__—

Dio Beteiligten streiten darüber9 ob der Kläger zum

540 August 4965 oder, wie die beklagte Ersatzkasse

meint, erst zum 500 September 4965 bei ihr ausgeschie—

den ist und ihr deshalb noch den Beitrag für den Monat

September 4965 schuldeto

Bis zum 54° August 4965 gehörte er der Beklagten als
freiwillig weiterversichertes Mitglied ano Mit dem

40 September 4965 wurde er infolge Erhöhung der Jahres—

arbeitsverdienstgrenze von 7920 DM auf 40°800 DM (Art°

2 Nr° 4 des Gesetzes vom 240 August 4965, BGBl I 942)

krankenversicherungspflichtig und von seinem Arbeit—

geber der beigeladenen Allgemeinen Ortskrankenkasse
(AOK) gemeldeto Kurz vorher, am 260 August 4965, er-

klärte er der beklagten Ersatzkasse seinen Austritt

zum Ende des Monats August 49650 Diese hielt jedoch

einen Austritt nach ihren Versicherungsbedingungen erst

zum Ende des laufenden Kalendervierteljahres (500 Sep—

tember 4965) für zulässig und forderte deshalb noch
den Beitrag für den Monat September (Schreiben vom
260 August und 490 Oktober 4965‚ Widersprucbnbescbeiä

vom 540 Dezember 4965)° Der Kläger berief sich demvewen—
über auf eine Ubergangsvorschrift des Gesetzes vom
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240 August 4965, die den durch dieses Gesetz versiche—

rungspflichtig gewordenen Personen das Recht zur ausser—

ordentlichen Kündigung eines bei einer "Krankenver—

sicherungsunternehmung" bestehenden "Versicherungsver—

trages" einrÄumt, und zwar zum Ende des Monats, in dem

der Beginn der Pflichtversicherung nachgewiesen wird

(Art° 5 € 4 Abso 530 Der Kläger meint, diese Vorschrift
gelte auch für freiwillige Mitglieder von Ersatzkasseno

Während das Sozialgericht (SG) seiner Auffassung beige-

treten ist, hat das Landessozialgericht (LSG) die Kla—

ge auf die Berufung der Beklagten abgewiesen: Nach dem

allgemeinen Sprachgebrauch, den auch der Gesetzgeber

übernommen habe, seien die Träger der gesetzlichen Kran—

kenversicherung einschließlich der Ersatzkassen keine

?Krankenversicherungsunternehmungen" im Sinne der ge—
nannten Vorschrift, Ersatzkassenmitgliedern stehe des—

halb das darin normierte Kündigungsrecht nicht zu; da-

für spreche auch und vor allem, daß nach einer weiteren

Übergangsregelung desselben Gesetzes (Arte 5 5 1 Abs() 4)
der gleiche Personenkreis, dem das fragliche Kündigungs—

recht verliehen worden sei, umgekehrt auch die Möglich-

keit haben solle, sich von der Versicherungspflicht be—

freien zu lassen; die Schaffung einer solchen Befrei—

ungsmöglichkeit sei aber nur bei den Mitgliedern pri—

vater Versicherungsunternehmungen sinnvoll und-geboten

gewesen„ Die Mitglieder der Ersatzkassen könnten sich

nämlich schon durch Vorlage einer Bescheinigung nach

5 517 der Reichsversicherungsordnung (RVG) von der Mit—
gliedschaft in der gesetzlichen Krankenkasse befreien

lassen; im übrigen deute die Verwendung des Wortes

"Versicherungsvertrag" auf private Versicherungsunter—
nehmungen hin; schließlich habe der Kläger auch bei

Anwendung der streitigen Vorschrift erst zum Ende des
Monats September kündigen können, weil<r erst in die—

sem Monat versicherungspflichtig geworden sei und ein

Nachweis des Beginns der Versicherung nicht vor Ein—
-ritt der Versicherungspflicht geführt werden könne
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(Urteil vom 480 Mai 1967)0

Der Kläger macht mit der zugelassenen Revision geltend‚

der Gesetzgeber habe mit der Einräumung des fraglichen

Kündigungsrechts bezweckt, eine Doppelversicherung zu

vermeiden; um diesem Zweck voll gerecht zu werden‚
müsse die genannte Vorschrift auch für Ersatzkasscn

gelten, diese könnten sonst durch Verlängerung der
Kündigungsfristen den Austritt von Mitgliedern erheb—

lich erschwereno

Auch die beigeladene AOK hat Revision eingelegt, mit

der sie vor allem rügt, das LSG habe die Ersatzkasse

zu Unrecht nicht zu den "Krankenversicherungsunterneh—

mungen" gerechnet und außerdem verkannt, daß eine Mit—
gliedschaft bei einer Ersatzkasse "zumindest mit auf

einem Versicherungsvertrag beruhe"o Eine Kündigung nach

der in Rede stehenden Übergangsvorschrift habe der Klä—

ger zur Vermeidung einer Doppelversichorung auch schon

vor Eintritt der Versicherungspflicht —zum Ende des

Monats August 4965 — aussprechen können°

Der Kläger und die Beigeladene beantragen,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 480 Mai 4967 aufzuheben und die Be—

rufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Münster vom 80 November 4966 zurückzu—

weisen° }

Die Beklagte hält das angefochtene Urteil und dessen
Entscheidungsgründe für zutreffend° Sie beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revisionen des Klägers und der beigeladenen AOK
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sind nicht begründet° Das LSG ist mit Recht der Auf—

fassung der beklagten Ersatzkasse gefolgt, daß dem

Kläger aufgrund des Gesetzes vom 240 August 1965 kein

außerordentliches Austrittsrecht zugestanden hat, daß

mithin sein —im August 1965 erklärter— Austritt bei

der Beklagten nach deren Versicherungsbedingungen

erst zum Ende des laufenden Kalendervierteljahres

(50° September 1965) wirksam geworden ist°

'Das Gesetz zur Änderung des Muttersehutzgesetzes und

der Reichsversieherungsordnung vom 240 August 1965

(BGBl I, 912) hat mit Wirkung vom 10 September 1965

(Arto 5 5 4) die für die Krankenversicherungspflieht

der Angestellten maßgebende Jahresarbeitsverdienst—

grenze von vorher 7920 DM auf 100800 DM erhöht {Arts
2er° 1) und dazu in den Übergangsvorschriften -als

Art° 5 5 1 Absatz 5— folgendes bestimmt:

Wer bei einer Krankenversieherungsunter-

nehmung versichert ist und mit dem Inkraft-

treten dieses Gesetzes nach Artikel 2 Nro 1

versicherungspflichtig wird, kann den Ver-
sicherungsvertrag zum Ende des Monats kündigen,

in dem er den Beginn der Versicherung nach

Artikel 2 Nr° 1 nachweisto

Diese Bestimmung, um deren Auslegung die Beteiligten

streiten hat nahezu gleiehlautende Vorbilder in den

Gesetzen über die Erhöhung der Einkommensgrenzen vom
15° August 1952 (BGBl I, 4575 vglo 5 17) und vom 270

Juli 1957 (BGBl I, 4070; vglo 5 5)„ In der Begründung

zu 5 17 des Gesetzes vom 15° August 1952 (= 5 12 des
Gesetzesentwurfs‚ Bundestags—Drueksache I/5550) ist

ausgeführt, daß viele der nach dem 10 Juni 1949 aus
der gesetzlichen Krankenversicherung Ausgeschiedenen

einen Versieherungsschutz bei einer privaten Krankenr

versicherungsunternehmung gesucht haben werden; wenn

diese Personen wieder versieherungspflichtig würden,
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müsse ihnen die Möglichkeit gegeben sein, ihre private

Krankenversicherung wieder aufzugeben°

Auch bei den parlamentarischen Beratungen über die Über—

gangsvorschriften des Gesetzes vom 240 August 4965 ist

nur von Versicherungsverträgen “bei einer privaten

Krankenversicherung" die Rede gewesen (Sitzungsberich—

te des Deutschen Bundestags, 497° Sitzung vom 6° Juli

4965, SG 10060 0),

Zu 5 475 b Abs° 2 RVG, der durch das Gesetz vom 270
Juli 1969 (BGBl I, 946) in die RVG eingefügt worden
ist und nunmehr allgemein ein Recht zur außerordent—

lichen Kündigung eines bei einem ”Krankenversicherungs—

unternehmen" bestehenden Versicherungsvertrages für

diejenigen vorsieht, die wegen Erhöhung der Jahres—

arbeitsverdienstgrenze versicherungspflichtig werden,

wird ebenfallsdie Ansicht vertreten, daß diese Vor—

schrift sich nur auf private Krankenversicherungsunter—

nehmen bezieht (Peters, Handbuch der Krankenversicherung

% 475 b Anm° 2 b und die in Anmo 5 a wiedergegebene
Gesetzesbegründung)°

Bestimmend für den Erlaß der streitigen Vorschrift

(und ähnlicher, vorher oder später erlassener) war
somit das Bestreben des Gesetzgebers, den bei privaten}
Krankenversicherungsunternehmen versicherten, aber

durch Erhöhung der Jahresarbeitsverdienstgrenze in

die gesetzliche Krankenversicherung einbezogenen Per—

sonen die vorzeitige Lösung ihres Versicherungsver—

trages zu ermöglichen, um eine Doppelversicherung zu

vermeideno Dieses Bestreben hat im Wortlaut des Ge—

setzes selbst, insbesondere in den Worten “Krankenver-

sicherungsunternehmung" und "Versicherungsvertrag",

einen hinreichend deutlichen Ausdruck gefundeno Da

die Ersatzkassen auch insoweit, als sie eine frei—

willige Versicherung durchführen, keine privaten Ver—
sicherungsunternehmungen, sondern Träger der gesetz—
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lichen Krankenversicherung sind (vglo BSG 25, 499,

200), ist die fragliche KündigungsvorsChrift in Art‘:

5 5 4 Abso 5 des Gesetzes vom 24; August 4965 auf
sie nicht anwendbar (ebenso Schmutz, WZS 1965, 294

f; aoA° Toens, DOK 1965‚ 589, 590 unter d)°

Den freiwillig weitggyersicherten Ersatzkassenmit—

gliedern, zu denen auch der Kläger gehörte, ein außer—

ordentliches "Kündigungsrecht" gegen ihre Ersatzkasse

einzuräumen‚ war im übrigen um soaweniger veranlaßt‚

als diese Personen während der Zeit ihrer früheren

Vorsicherungspflicht aus freien Stücken einer Ersatz—

kasse beigetreten waren und ihr damit den Vorzug vor

der gesetzlichen Krankenkasse gegeben hatten, so daß

mit dem Wiedereintritt der Versicherungspflicht am

4° September 4965 nur der frühere Zustand wiederher—

gestellt wurde° Wenn sie nunmehr ihre Mitgliedschaft}

bei der Ersatzkasse aufgeben und Mitglied der zustän—

digen gesetzlichen Krankenkasse werden wollten‚ stand

dem zum Ende des laufenden Kalendervierteljahres nichts

entgegen; bis dahin konnten sie sich von der Mitglied—

schaft bei der gesetzlichen Krankenkasse befreien

lassen (55 517 f EVO), so daß eine Doppelmitglied—
schaft nicht einzutreten brauchte°

Im vorliegenden Fall hat somit die beklagte Ersatz-

kasse den Austritt des Klägers nach ihren Versiche—
rungsbedingungen zutreffend erst zum Ende des Monats

September 1965 für wirksam erachtet und deshalb mit

Recht noch den Beitrag für den Monat September gefox*

dert° Die Revisionen des Klägers und der beigeladenen
AOK gegen das Urteil des LSG sind unbegründeto
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG°
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